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Verkiindet am 5. Juli 1954,

Jodas, Justizangestellter

2ls Urkundsbeamter der Ge-
schiftsstelle

T ﬁ Namen delg Volkes
In dem Rechtsstreit

des Tandwirts Wilhelm Franz Aveust Ko in oG,
L ot

Beklagten, Berufungskligers und
Revisionskligers.

~ Prezefbevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr. NS —~
gegen

1. das Priulein Helene K@ in HEies "Gl -t . @5
2. die Praun Theresia Katharina Kidlle ceb. Kol in Mol
R

Klééerinnenp zu 1) Berufungsbe-
klagte und Revisionsbeklagte,

~ ProzeBbevollmichtigter der Klidgerin zu 1): Rechtsanwalt
Dr. i -

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
mindliche Verhandlung vom 5. Juli 1954 unter Mitwirkung
des Senatsprisidenten Schmidt, der Bundesrichter Ascher,
Johannsen, Scheffler und Wistenberg,

flir Recht erkannt:

4

Die Revision gegen das am 30. November 1953 verkiin-
dete Urteil des 5. Zivilsenats des Oberlandesge-
richts in Koblenz, berichtigt durch den BeschlufB
vom 21. Dezember 1953, wird zurlickgewiesen.

Die Kosten der Revisidn werden dem Beklagten aufer-
legt.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die Parteien sind Geschwister. Am 6. Seﬁtember21928
schlossen sie mit ihren Eltern einen notariellen {bergabe-
vertrag ab, durch den diese ihnen Grundstiicke (Kcker und
veinberge) im Gesamtschitzungswert von 50.707,~~ Goldmark
tiberlieBen.  Der Wert der jedem einzelnen Kind Ubergehenen
¢rundstiicke betrug etwa 1/3 dieses Betrages. Daneben iiber-
trugen die Lltern dem Beklagten ein weiteres Grundstiick
(Grundbuch von R 51 att @9 - sog. Hofreite), auf
dem sich ein Wohnhaus und eine Scheauer befanden, nebst der -
gesamten landwirtschaftlichen Einrichtung. insbesondere
dem Vieh. Diese Ubertragung erfolgte jedoch nicht - wie
die der drei oben erwdhnten Grundstickslose - unentgeltlich,.
sondern der Beklagte verpflichtete sich, hierfiir einen Be-
trag von 15.000,- Goldmark zu zahlen, und zwar "in unge-
trennter Summe ein halbes Jahr nach dem Ableben des LEngst-
lebenden der Ubefgeber in dessen NachlaB3."

Mit Ricksicht avf die Zuwendungen ihrer Eltern ver-
zichteten die Parteien in dem Vertrag zugunsten des Uber-
lebenden deér Eltern auf alle Erb- und Pflichtteilsrechte
mit der MeBgabe, "daB das gesamte, nunmehr noch vorhande-
ne und durch unsere Eltern heute nicht abgegebene VermSgen
ohne Riicksicht auvf dessen Art und Ursprung alleiniges und
unbeschriinktes Eigentum des Uberlebenden unserer Eltern
bildet, woriiber dasselhe frei verfiligen kann."

Zu. diesem nicht mitiibertragenen Vermbgen gehorten
die drei Grundsticke, die Gegenstand der Verurteilung des

Beklagten sind.



| Matthias Prinz
y ! Rechtsanwalt www.prinz.law ..

Im Jahre 1933 starb der Vater der Parteien. Er wurde
gemdaf einem im Jahre 1917 von ihm und seiner Frau abge-
schlossenen Lrbvertrag von dieser als unbeschrankter Allein-

erbin beerbt.

Die Mutter der Pdrteien starb im Juli 1951. Sie hat-
te am 6., Juni 1950 ein eigenhidndiges Testament folgenden
Inhalts errichtet:

"Das in meinem Besitze befindliche Grundstiick Flur
VIT Nr, 68 und 69 sowie Flur VIII Nr. 34 an der Ga@
straBe geht nach meinem Tode an meine Tochter Maria
Helene K@i in Eigentum iber.

Samtliche MBbel, Wische und Kleidungsstiicke, Hausrat
setze ich ebenfalls meine Tochter lMaria Helene XKl
als alleinige Erbin ein.®

Bei den in diesem Testament bezeichneten Grundstiik-
ken handelt es sich um die streitigen Grundstiicke; die in
dem Testament genannte Tochter Maria Helene K@i ist die
Kldgerin zu 1 : :

Mit der Xlage machen die Klédgerinnen einmal Ansprii-
che aus dem Ubergabevertrag geltend, indem sie Verurtei-
lung zur Zahlung von je 5.000,-- DM nebst Zinsen an jede
von ihnen verlangen. Die KlZgerin zu 1 erhebt weiter An-
spriiche avuf Grund des Testaments ihrer Mutter vom 6. Juni
1950, indem sie einmal die TFeststellung begehrt, daB sie
Eigentimerin der in Absatz 2 des Testaments genénnten be-
weglichen Sachen und berechtigt sei, diese zu besitzen
und zweltens die Verurteilung des Beklagten verlangt, in
die Auflassung der drei im ersten Absatz des Testaments
aufgefihrten Grundstiicke einzuwilligen

Available on the
D App Store



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Gegeniiber dem letzteren Anspruch - der allein in den
Revisionsrechtszug gelangt ist - hat der Beklagte folgen-
des eingewandt: Das ihm durch den Ubergabevertrag Uberlasse-
ne Hauvus sei sehr ausbesserungsbediirftig gewesen. Seine El-
tern hitten ihm daher schon vor dem Abschluf des Ubergabe-
vertrages versprochen, die drei streitigen Grundstiicke zuy
veriguBern und den Erlds zur Deckung eines Teils der fiir
die Instandsetzung und den Umbau des Hauses erforderlichen
Kosten zu verwenden. Gerade wegen dieser Verpflichtung
selen ihm die Grundstiicke nicht mitiibertragen worden. Die
Eltern hiatten ihm die Grundstiicke vorerst zur Bewirtschaf-
tung lUberlassen, bis sich die Gelegenheit ergeben wiirde,
die Geldmittel zu beschaffen, die iiber den vermutlichen Er-
18's der Grundstiicke hinaus zur Deckung der Unkosten,erfdr—
derlich sein wiirden. Da somit eine Verpflichtung der Fltern
bestanden halte, die der Klidgerin zu 1 vermachten Grundstiik-
ke zu verduBern, hdtten dlese gemdf § 2169 Abs 4 BGB nicht
mehr zum NachlaB gehCrt. Ohne die Zusicherung seiner El-
tern, die sie ihm awch noch nach Abschlufl des Ubergabever-
trages wiederholt abgegeben h&dtten, wirde er sich nicht
bereit erklirt haben, einen Ubernahmepreis von 15.000,--

Gl zu bhewilligen, der an sich um mindestens 50 % zu hoch
gewesen sei,‘;

Das Landgericht hat durch Teilurteil den Beklagten
verurteilt, in die Auflassung der drei Grundstiicke an die
Klagerin zu T einzuwilligen. Das Oberlandesgericht hat
die Berufung des Beklagten zurﬁckgewiesen. Mit der Revi-
s$ion begehrt der Beklagte die Abweisung der Klage, so-
weit er verurteilt worden ist.

Die Ki#gerin zu 1 bittet um Zuriickweisung der Revi-
sion.
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Entscheidungsgrinde:

Die Revisilon riligt zunichst, daB das Berufungsgericht
die letztwillige Verfiigung vom 6. Juni 1950 als Vermidcht-
nis (Vorausvermichtnis) angeseheh habe. Sie meint, daB es
sich richtiger Ansicht nach um eine Teilungsanordnung han-
dele Das Urteil des Oberlandesgerichts lasse nicht erken-
nen, daB es die Urkunde avch unter dem Gesichtspunkt des
§ 2084 BGB ausgedeutet habe, und sie sieht hierin einen
VerstoB gegen § 286 ZPO. Da in der Urkunde lediglich zum
Ausdruck gebracht werde, daB die Klidgerin zu 1.das Eigen-
tum an den streitigen Grundsticken erhalten solle, ohne -
dafl wegen der Anrechnung auf den NachlaBl etwas gesagt sei,
misse grundsidtzlich eine Teilungsanordnung angeiommen wer-—
den. Auch der Umstand, dall kein AnlaB bestanden habe, die
Kligerin zu 1 besser als ihre Geschwistern zu stellen, spri-
che fir eine Teilungsanordnung. Das Urteil miisse schon des-
wegen aufgehoben werden, weil der Berufungsrichter keine
Begrindung fir sein Urteil gegeben habe,

Die Revision kann schon deswegen nicht durchdringen,
weil der Beklagte mit seinem Vorbringen, es lége eirte
Teilungsanordnung vor, nicht gehtrt werden kann. Er ist
in den beiden ersten Rechtszligen dem Vorbringen der Klé-~
gerinnen, es lige ein Vermichtnis vor, nicht nur nicht
entgesengetreten, sondern er hat selbst stets vorgebracht,
dafll die Muilter der Klégerin zu 1 ein Vermiichtnis ausge-
gelzt habe, Er ist daher auvch der im Urteil des Landge-
richts getroffenen I'eststellung, die Klidgerin zu 1 seil
durch die letztwillige Verfligung vom 6. Juni 1950 Verm#cht-
nisnehmerin geworden, im Berufungsrechtszug nicht entge-
gengetreten. Der erkennende Senat hat in seiner-Entschei-
dung vom 6. Mérz 1952 - IV ZR 45/50 und 16/51 (LM Nr 1 BL 1
zu. § 260 BGB) in einem Fell, in dem der Kliger in der Be-
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rufungsinstanz nur einen Pflichtteilsanspruch geltend ge-
macht hatte, im Revisionsrechtszug aber zu dem Vorbringen
iberging, er sei bei richtiger Auslegung nicht nur pflicht-
teils—, sondern auch erbberechtigt, folgendes auvsgefiihrt:

Das Vorbringen des Kldgers sei schon deshalb unbe-

achtlich, weil es im Widerspruch zu dem aus dem Berufungs-

urteil ersichtlichen Parteivorbringen stehe und daher nach
§ 561 2P0 nicht der Beurteilung des Revisionsgerichts unter-
liege. Zwar beziehe sich § 561 ZPO nur auf tatsichliches

Vorbringen, nicht auf Rechtsausfithrungen. Die Frage, ob je-

. mand Pflichtteilsberechtigter oder Erbe ist, sei nun zwar

bei Anwendung der gesetzlichen Auslegungsgrundsétze nicht
nur eine Irage der tatsschlichen Feststellung, sondern
avch der rechtlichen Beurteilung der vom Erblasser abgefass-—

. - o . ! x 0
ten letatwilligen Verfilgung oder Verfligungen. Dennoch konn-

“ten avuch solche geldufigen Rechtsbegriffe wie Erbe und

Pflichtteilsberechtigter als sogenannte juristische Tatsa-
chen in manchen Beziehungen prozebrechtlich ebenso behandelt
werden wie natiirliche Tatsachen. Sie kohnten insbesondere
zugestanden vnd daher auch als unstreitiges Parteivorbrin-
gen in den Tatbestand aufgenommen werden. Als eine solche
unstreitige Jjuristische Tatsache sei aber das Vorbringen
des Kligers, er sei pflichtteilsberechtigt, von beiden
Tatsaohengerichten ohne Rechtsverstof behandelt worden.

|
| |
Diese Ausfithrungen gelten auch flir den vorliegen-

den Tall.

Bbenso kann auf die Ausf@hrungeﬁ des erkennenden Se-
nats in dem genannten Urteil verwiesen werden, mit dehen
hy dérg@legt hat, dall die Auslegung letztwilliger Verfiigun-
gen zunichst auf dem Gebiet der Tatsachenwiirdigung liege, .
und daB das Gericht keine Willenserklirungen abweéichend




von dem Ubereinstimmenden Parteiwillen auslegen diurfe, wenn
es auch im allgemeinen aus dem vorgebrachten Tatsachenstoff
Schiliisse ziehen konne.

Abgesehen hiervon ist auch der Vorwurf unberechtigt,
dafl das Berufungsgericht seine Ansicht, es lige ein Vermicht-
nis vor, nicht nsher begriindet habe. Angesichts dés Wort-
lauts des Testaments vom 6. Juni 1950 bestand kein AnlaB zu
einer ndheren Begriindung. Dies mull umsomehr gelten, a1§ die
Parteien sich iiber die Luslegung der letztwilligen Verfii-
gung einig waren, vnd alles fur die Richtigkeit dieser Auf-
fassung spricht. DaB grundsétzlich eine Teilungsanordnung
snzunehmen sei, weil von einer Anrechnung auf den NachlaB
in der Urkunde nichts stehe, kann nicht anerkannt werden.
Dasselbe gilt fiir die Ansicht der Revision eine Teilungsan-
ordnung sei immer dann anzunehmen, wenn fiir den Erblasser
kein AnlaBl bestanden habe, den Bedachten besser als gleich
nahe Verwandte zu stellen. Iiit diesem Vorbringen kann der
Beklagte im iibrigen schon deswegen nicht durchdringen, weil
die Behauptung, die Erblasserin habe keinen Anlafl zur Bes-
serstellung der Kldgerin zu 1 gehabt, neu ist.

Die Revision vertritt weiter die Ansicht, daB in
Vorausvermichtnisnehmer die Leistung'des Verméachtnisses
grundsidtzlich erst nach der Erbauseinandersetzung verlangen
konne., Zur Begriindung dieser Ansicht, mit der sie sich in
bewuBten Gegensatz zu der vom Reichsgericht in RGZ 93, 196
vertretenen Auffassung stellt, glaubt sie sich darauf stit-
gen zu kdnnen, daB nach § 1992 BGB der Erbe berechtigt sei,

~die Erfillung eines Vermiichtnisses ganz oder teilweise zu

verwelgern, wenn der NachlaB zur Erfillung nicht ausreicht.

Es 1st aber nicht ersichtlich, inwiefern aus dieser Be-
stimmung etwas flir die Ansicht der Revision solle gewonnen
werden kdnnen. Ist der NachlaB iiberschuldet, 8¢ muBl sich




auch ein Miterbe, der mit einem Vorausvermichtnis bedacht

ist, die Einreéde der beschriinkien Erbenhaftung entgegenhal-
ten lassen; ist der Nachlafl aber nicht Uberschuldet, so

ist nicht einzusehen, weshalb ein Vorausvermichinisnshmer
géhindert sein sollte, seinen Ans»ruch sofort nach dem An-
fall des Vermichtnisses, der nach § 2176 BGB mit dem Trb-
fall eintritt, und mit dem in der Regel die Falligkeit des
Vermidchtnisanspruchs zusaemmenfillt, geltend zu machen.

DaB dies zur Vorwegbefriedigung eines einzelnen NachlalB-
gliubigers fiihre, kann nicht anerkannt werden. Abgesehen
hiervon wiirde eine solche Vorwegbefriedigung nur dann

nicht zu billigen sein, wenn andere NachlaBgliuvbiger da-
durch geschiidigt wlrden. Dies wiederum konnte nur der Fall
sein, wenn der NachlaB iiberschuldet widre, Dann aber haben
die Zrhen die Einreden aus § 1990 ff BGB ohnehin. Mit der
Auseinandersetzung hat dies aber nichts zu tun. Es kann der
7on' der Revision vertretenen Ansicht, die - wie dss Reichs-
gericht in der angefilthrten Entscheidung mit Recht darlegt -
in den Vorschriften des Blirgerlichen Gesetzbuches keine
Stittze findet, nicht beigetreften werden.

| Dal unter Umstinden wegen der Doppelstellung des
Vorausvermichtnisnehmers als Nechlaflgldubiger und als Mit-
erbe die Geltendmachung des Vermichtnisanspruchs vor der
Auseinandersetzung gegen Treuv und Glavben verstossen kann
und daher den in Anspruch genommenen Miterben in dem Falle
eine aufschiebende Einrede gewihrt, ergibt sich daraus,
daB § 242 BGB einen das ganze Rechtsleben beherrschenden
Grundsatz enthilt. Mit Necht hat daher das Reichsgericht
in der genannten Entscheidung ausgeflihrt, daB der Voraus-
Verm&chtnisﬁghmer sich auf die Teilung verweisen lacssen
muB, wenn die frithere Flilssigmachung von Barmitteln zur
Tilgung der Schuld nicht ohne Verluste moglich ist oder
wenn es miﬁ Ricksicht auf frithere Zuvendungen zweifelhaft




ist;, ob er bei der Teilung iiberhaupt noch etwas zu fordern
hat. Die Revision irrt aber, wenn sie meint, sich mit Ir-

folg auf diese Rechtsprechung stiitzen zu konnen. Sie fihrt

hierzu an, daB der Beklagte den Wert der drei Grundstucke
auf 12,000,-- DM. "“Oegeben habe. Gehe man hlervon aus, so
wiirde ihm gegen den NachlaB eine Forderung von ‘mehr als

10.000,-= DM zustehen. Dieses Vorbringen kann nur dahin ver-

standen werden, daB der Wert der Vermichtnisforderung der
Kldgerin zu 1, namlich 12.000,-- DM, hoher sei, als die

vom ‘Beklagten den beiden Kladgerinnen geschuldeten Betrdge
von je 5.000,-- DM, zusammen also 10.000,-- DM, daB also
die Erfillung des Vermichtnisses den NachlaB, der im wesent-

lichen, von den streitigen drei Grundstiicken abgesehen, nur &
aus der Forderung gegen den Beklagten bestehe, {liberschulden

wiirde ., Bei dieser Uberlegung geht aber die Revision daran
vorbel, dal bel der Berechnung des vom Beklagten geschulde-

ten Betrages nicht das auf ihn als Miterbe entfallende i
Drittel (50000,—~ D) abgezogen werden darf., Nach dem Uber- &

gabevertrag vom 6. uoptcmbcr 1028 schuldet dexr Bollagte f
dem Nachlafl 15.000,- DM. Hinzu kommt' der Wert der drei
streitigen Grundstiicke mit 12.000 DM. Unterstellt man das »
Vorbringen des Bellagten als richtig, daB ihm in Hohe d&s
Wertes der drei Grundstiicke eine Bordorung gegen den Nd0h~

laf zustehe, also eine Forderung von 12.000,-- DM, s0 ergibt #
sich eine Belastung des Nachlasses mjt 24.000,~- DM, nim-
lich der Torderung des Beklagten und der streitigen Ver-

nichtnisforderung. Es steht somit einem Bestand von 15. OOO,~—«

4+-12.000,-= = 27,000,~— Db eine Schuld von 24.000,-- DM
gegeniiber. 4

Der Beklagte macht in diesem Zusammenheng noch gel-
tend, er habe bestritten, dem NachlaB 15.000,-- DM zu
schulden. Dies trifft nicht zu; der Beklagte hat vielmehr




ausdriicklier zugegeben, daBl er dem Nachlafl 15.000,~- DM
schuldet (vgl IV seines 3chriftsatzes vom 25. September,
1952 /Bl 24 d.A,/ und III seines Schriftsatzes vom 30. De-
zember 1952, Bl 3 oben. /Bl %2 d.A.7). DaB er gleichzsitig
darauf hingewiesen hat, es miften bel der Auseinanderset-
zung die Vorempfsnge der einzelnen Erben sowie alle Ersatz-
und Gegenforderungen berﬁcksichtigt werden, steht dem nicht
entgegen. Auch die Ausfihrungen der Revision ergeben nichis
dafiir, daf die aus dem unstreitigen Uberpgabevertrag sich
ergebende NachlaBforderung von 15.000,-- DI gegen den Be-
klagten nicht bestehe., In Wahrhelt 1&uft das jelzige Vor-
bringen des Beltlagten darauf hinavs, daBl er geltend machen
will, der HNachlafl reiche zur Deékung der Vorausverméchtnis-
fordervng insofern nicht aus, als bei Erflillung' dieser
Forderung die verbleibenden Mittel nicht hinreichten, um
die ubrigen NechlaBschulden, insbesondere die ihm seiner
Avffassung nach zustehende Forderung von 12.000,-~ DM zu
erfiillen., Einen solchen Einwand hatte der Beklagte in den
Tatsacheninstanzen aber nie erhoben. Er hatte vielmehr

nur gegeniither den Anspruch der Kl#Hgerinnen auf Zehlung

von je 5.000,-- DI geltend gemacht, daR sich bei der Aus-
einandersetzing unter Beriicksichtigung von Vorempféngen

und NachlaBschulden ein geringerer Betrag als 5000054~ DM
fiir jede der Kligerinnen ergeben kdnne. Jedenfalls hat er
eine Uberschuldung des Nachlasses im ersten und zweiten
Rechtszuge nicht dargetarn.

Wenn schlieflich der Beklagte darauf hinweist, daB
ihm fir seine Schuld von 15.000,-- DM ein Anspruch auf
Herabsetzung nach dem Vertragshilfegesetz § 1 zustehe, so
kann er hiermit schon deswegen nicht durchdringen, weil
er in den Tatsacheninstanzen keine Angsben gemacht hat,



aus denen zu entnehmen gewesen wire, dafl er einen solchen
Herabsetzungsanspruch habe,

S i Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

i
Sehmidt Ascher Johannsen

ocheffler Wistenberg




	vermächtnishehmer sich auf die Teilung verweisen lassen' ”


